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Zum Buch

Das deutsche Außenministerium nennt sich bis heute Auswärtiges Amt. Es unterscheidet sich dadurch von allen anderen Bundesministerien. Seine Geschichte, allerdings konzentriert auf die Zeit des Nationalsozialismus und deren Folgen, ist durch die Veröffentlichung «Das Amt und die Vergangenheit» (2010) in ein breiteres öffentliches Interesse gerückt. Auch vor diesem Hintergrund gibt das Buch einen konzisen Überblick über die Geschichte des Auswärtigen Amts und des Auswärtigen Diensts zwischen Kaiserreich und der Bundesrepublik der Gegenwart. Es beschreibt Aufgaben und Tätigkeitsfelder deutscher Diplomatie im Wandel der politischen Systeme und der internationalen Beziehungen. Es beschäftigt sich mit den deutschen Diplomaten, ihrer sozialen Herkunft, ihrem Selbstverständnis und ihrem beruflichen Handeln. Einen zentralen Darstellungshorizont des Buches bildet die Frage, ob das Auswärtige Amt der Gegenwart mehr mit dem 1870/71 gegründeten Auswärtigen Amt des Kaiserreichs verbindet als nur die gleich gebliebene Bezeichnung.


Über den Autor

Eckart Conze, geboren 1963, ist Professor für Neuere Geschichte an der Philipps-Universität Marburg. Er war Sprecher der Unabhängigen Historikerkommission zur Geschichte des Auswärtigen Amts in der Zeit des Nationalsozialismus und der Bundesrepublik und ist einer der Autoren des Buchs «Das Amt und die Vergangenheit». Conze beschäftigt sich mit deutscher, europäischer und internationaler Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts. Er hatte Gastprofessuren an den Universitäten Bologna, Toronto und Cambridge inne.


Inhalt

1. Kapitel  Diplomatie und Diplomaten

2. Kapitel  «Vornehmste Behörde des Reiches»:
Außenpolitik und Diplomatie im Kaiserreich (1870/71–1918)

3. Kapitel  Stecken gebliebene Reformen und der Schatten von Versailles:
Das Auswärtige Amt der Weimarer Republik (1918/19–1933)

4. Kapitel  «Neue Diplomatie»? Das Auswärtige Amt des Dritten Reiches (1933–1945)

5. Kapitel  Wiedergründung oder Neuanfang?
Das Auswärtige Amt der Bundesrepublik (1949/51–2000)

Literatur

Personenregister


1. Kapitel: Diplomatie und Diplomaten

Das deutsche Außenministerium nennt sich bis heute Auswärtiges Amt (AA). Diese Bezeichnung geht zurück auf das 1870 gegründete Auswärtige Amt des Norddeutschen Bundes, das zwischen 1871 und 1945 als Auswärtiges Amt des Deutschen Reiches in Kaiserreich, Weimarer Republik und nationalsozialistischer Diktatur existierte. Als die Bundesrepublik 1951 ihr eigenes Außenministerium errichtete, nannte sie es wieder Auswärtiges Amt, eine Bezeichnung, die es von allen anderen Bundesministerien unterscheidet.

Über die Geschichte des Auswärtigen Amts ist in den letzten Jahren viel diskutiert worden. Anlass dafür war das Buch «Das Amt und die Vergangenheit», Ergebnis der Forschungen einer 2005 von dem damaligen Bundesaußenminister Joschka Fischer eingesetzten Unabhängigen Historikerkommission. Deren Untersuchung konzentrierte sich auf das Auswärtige Amt des Dritten Reiches, auf die Beteiligung des Ministeriums und vieler seiner Angehöriger an den nationalsozialistischen Verbrechen und auf den Umgang mit dieser NS-Belastung sowie ihren Folgen nach 1945. Eine Geschichte des Auswärtigen Amts von seiner Gründung im 19. bis an die Schwelle der Gegenwart im 21. Jahrhundert ist «Das Amt» jedoch nicht, und ein solcher Überblick fehlt bis heute. Diesem Mangel möchte das vorliegende Buch abhelfen. Es möchte die existierende Forschung zur Geschichte des Auswärtigen Amts bündeln und eine konzentrierte institutionengeschichtliche Gesamtdarstellung bieten.

Damit liefert das Buch auch einen Beitrag zur Geschichte von Diplomatie und Diplomaten. Diplomatie wird immer wieder als eine universalhistorische Praxis, fast so alt wie die Menschheit selbst, bezeichnet. Das ist richtig und falsch zugleich. Natürlich gab es schon in der Antike, zum Teil noch früher, kommunikative Verbindungen und ein Boten- oder Gesandtenwesen zwischen Stämmen, Städten oder frühen Staatsgebilden, und wir wissen, dass diese Praktiken zum Teil festen Regelwerken unterworfen waren, zu denen nicht zuletzt der Schutz der Boten oder Gesandten gehörte. Aber die moderne Diplomatie, so wie wir sie heute verstehen, mit ihren Strukturen, Instrumentarien und Praktiken, ist doch eine Entwicklung späterer Zeiten. Ihre Entstehung ist eng verbunden mit dem Aufstieg des europäischen Territorialstaats seit dem 15., vor allem aber im 16. und 17. Jahrhundert. Diese Territorialstaaten formierten sich in einem internationalen System, in dem sie permanent interagierten und in dem sich nicht zuletzt vor dem Hintergrund von Kriegführung, Bündniswesen und dynastischer Politik bilaterale und multilaterale Beziehungsstrukturen herausbildeten. Zu diesen gehörte der sich intensivierende Austausch von Gesandten, aus dem schließlich ein ständiges Gesandtschaftswesen hervorging. Im Prozess der Staatsbildung und der Verrechtlichung des Staatensystems beschränkte sich das Recht, Gesandte oder Botschafter zu entsenden, zunehmend auf souveräne Staaten, ja es wurde, darin dem Recht zur Kriegführung nicht unähnlich, ein auch völkerrechtlich näher bestimmter Ausweis staatlicher Souveränität. Aber auch die diplomatische Immunität und die Exterritorialität der Gesandtschafts- oder Botschaftsgebäude wurden in dieser Zeit völkerrechtlich fixiert.

Freilich fehlte bis ins späte 18. Jahrhundert ein Begriff für diese zwischenstaatlichen Beziehungs- und Kommunikationsstrukturen, die ja keine Außenpolitik waren, sondern ein außenpolitisches Instrumentarium. Johannes Paulmann hat jüngst in einer begriffsgeschichtlichen Studie darauf hingewiesen, dass der Begriff «Diplomatie» vermutlich 1791 erstmals in einem französischen Druckwerk verwandt und 1798 in das Wörterbuch der Académie Française aufgenommen wurde. «Diplomatie» löste die Bezeichnung «l’art de négocier» ab, der zuerst 1792 von Robespierre gebrauchte «diplomate» den «négociateur». Nicht nur auf Grund seiner intensiven Kongressdiplomatie kann das 19. Jahrhundert bis hin zum Ersten Weltkrieg als Hochphase moderner Diplomatie gelten. Das lag auch daran, dass in diesem Zeitraum zum einen die Idee des autonomen Territorial- und Nationalstaats zu ihrer stärksten Ausformung gelangte, zum anderen aber die zwischenstaatlichen Beziehungen, nunmehr weitestgehend abgelöst von der Person eines Monarchen, eine bis dahin ungekannte Intensität erreichten. Überall in Europa beziehungsweise der europäisch-westlichen Welt institutionalisierten sich diplomatische Dienste, deren Personal sowohl in den diplomatischen Zentralen des Entsendelandes als auch in den diplomatischen Missionen des Auslands stetig wuchs. Dass die Staaten sich als gleichrangig anerkannten und sich auf den Boden des europäischen Völkerrechts stellten, war dabei eine prinzipielle Voraussetzung für die Aufnahme und Unterhaltung diplomatischer Beziehungen, in die daher Staaten außerhalb der europäisch-atlantischen Welt erst vergleichsweise spät einbezogen wurden.

Allgemein gilt, dass sich Diplomatie, ihre Funktionen und ihre Bedeutung, durch den Gestaltwandel des internationalen Systems, die Dynamik der internationalen Politik, die Transformation von Staatlichkeit (nicht zuletzt in den miteinander verflochtenen Prozessen von Transnationalisierung, Entterritorialisierung und Globalisierung) sowie durch die Entwicklung im Bereich der Kommunikationsmedien bis in die Gegenwart immer wieder verändert hat und weiter verändert. Dieser Wandel schlägt sich auch in dem seit dem beginnenden 19. Jahrhundert zu identifizierenden «Topos von der Unterscheidung zwischen ‹alter› und ‹neuer› Diplomatie» (Johannes Paulmann) nieder, der zu einem politischen Diskurs gehört, in dem immer wieder Formen und Praktiken der Diplomatie, zum Teil in kritischer Auseinandersetzung, auf den gesellschaftlichen und politischen Wandel bezogen und auf diese Weise den tatsächlich oder vermeintlich veränderten Zeitläuften angepasst wurden. Dieser Wandel widerspricht indes nicht der Existenz von Kernbeständen von Diplomatie, die sich im weitesten Sinne auf die offizielle Außenvertretung eines Staates und die Pflege seiner internationalen Beziehungen erstrecken, wie unterschiedlich auch immer in konkreten Konstellationen diese Funktionen definiert, ausgeformt und umgesetzt werden mögen.

Funktion und Aufgaben von Diplomaten und diplomatischen Diensten sind abhängige Variablen dieser Entwicklungen, die, so wird es weithin gesehen, auf einen Bedeutungsverlust von Diplomatie – und damit Diplomaten – hinausliefen, der sich zur Gegenwart hin beschleunigt habe und in Zukunft noch weiter beschleunigen werde. Als 2010 die Internetplattform «Wikileaks» eine Vielzahl diplomatischer Dokumente veröffentlichte, changierten die Reaktionen angesichts der Banalität vieler Berichte und Korrespondenzen zwischen Staunen und Spott. Aber der Kampf gegen einen – tatsächlichen oder vermeintlichen – Bedeutungsverlust von Diplomatie und Diplomaten ist älter, und er zieht sich auch durch die Geschichte des deutschen Auswärtigen Amts seit 1870/71. Er kann individuelles Verhalten in spezifischen Situationen ebenso erklären helfen wie institutionelle Entwicklungen. Auch vor diesem Hintergrund fragt dieses Buch nach den Aufgaben und Tätigkeitsfeldern des Auswärtigen Amts seit der Zeit des Kaiserreichs. Wie war das Amt aufgebaut und organisiert? Wer waren die deutschen Diplomaten, aus welchen sozialen Schichten stammten sie, über welche Qualifikationen mussten sie verfügen? Wie also veränderten sich Auswärtiges Amt und Auswärtiger Dienst in den politischen und gesellschaftlichen Veränderungen in Deutschland im letzten Drittel des 19. und im 20. Jahrhundert?

In den Antworten auf diese Fragen gibt das Buch nicht nur einen historischen Überblick über eine wichtige politische Institution, sondern es beschäftigt sich auch mit der Geschichte einer politischen Funktionselite, die sich durch ein besonderes Selbstverständnis und einen ausgeprägten Korpsgeist auszeichnete, der durch soziale Faktoren ebenso bestimmt war wie – immer stärker – durch die professionellen Anforderungen und Tätigkeitsbedingungen, den aber auch die Gefahr eines Bedeutungsverlusts von Diplomatie und Diplomaten stabilisierte. Was bedeuteten dieses Selbstverständnis und dieser Korpsgeist für das Auswärtige Amt, die deutsche Diplomatie und die deutsche Politik in den politischen Systemtransformationen des 20. Jahrhunderts – 1918/19, 1933, 1945/49 – und angesichts grundstürzender Veränderungen internationaler Politik durch die europäische Integration oder die Globalisierung? Diplomatie ist nicht gleichbedeutend mit Außenpolitik, und daher schreibt dieses Buch keine Geschichte der deutschen Außenpolitik seit 1870/71. Aber es behandelt die Frage nach dem Zusammenhang von Außenpolitik und Diplomatie, und es betrachtet vor diesem Hintergrund sowohl die Entwicklung der internationalen Beziehungen und des internationalen Systems als auch der deutschen Außenpolitik als Handlungsrahmen der Diplomatie. Das impliziert die Frage nach den außenpolitischen Einfluss- und Gestaltungsmöglichkeiten des Auswärtigen Amts und seiner Diplomaten ebenso wie die Frage, was es bedeutete, dass das Auswärtige Amt nach 1871 das Auswärtige Amt des Kaiserreichs war, nach 1918 das Auswärtige Amt der Weimarer Republik, nach 1933 das Auswärtige Amt des Dritten Reiches und schließlich seit 1951 das Auswärtige Amt der Bundesrepublik. Nicht zuletzt in dieser Perspektive bildet die Frage, ob das Auswärtige Amt des beginnenden 21. Jahrhunderts mehr mit dem Auswärtigen Amt des Jahres 1870 verbindet als nur die gleich gebliebene Bezeichnung, einen zentralen Darstellungshorizont des Buches.


2. Kapitel: «Vornehmste Behörde des Reiches»:
Außenpolitik und Diplomatie im Kaiserreich (1870/71–1918)

Am Anfang stand Bismarck. Nahezu zeitgleich mit seiner Ernennung zum preußischen Ministerpräsidenten übernahm Otto v. Bismarck am 8. Oktober 1862 auch das Außenministerium in Berlin. Sein Amtsvorgänger als Außenminister, Graf Albrecht v. Bernstorff, musste seinen Posten nicht nur räumen, weil er in dem Verfassungskonflikt zwischen Krone und Abgeordnetenhaus eher kompromissorientiert war, sondern auch, weil Bismarck die Fäden der Außenpolitik selbst und unmittelbar in der Hand zu halten trachtete. Denn preußische Außenpolitik umgriff in den 1860er Jahren zugleich die Beziehungen zu den anderen Staaten des Deutschen Bundes, allen voran der Führungsmacht Österreich, sowie zu den Staaten außerhalb des Deutschen Bundes und insbesondere zu den europäischen Großmächten Großbritannien, Frankreich und Russland. Bismarcks Politik, die in den Jahren nach 1862 zur Auflösung des Deutschen Bundes, zur politischen Reorganisation Deutschlands unter preußischer Führung und schließlich 1870/71 zur Umwälzung des europäischen Staatensystems durch die Bildung eines deutschen Nationalstaats, des Deutschen Reiches, führte, bedurfte einer zentralen Schaltstelle, in der die Stränge der weit über Preußen hinausreichenden politischen Kommunikation zusammenliefen und Entscheidungen vorbereitet wurden. Anders auch als frühere Außenminister beabsichtigte Bismarck, selbst die Grundlinien der preußischen Außenpolitik zu bestimmen und dies nicht dem König zu überlassen. Zwar wies die preußische Verfassung dem König die Auswärtige Gewalt zu, doch de facto trat Wilhelm I. dieses Recht 1862 an seinen Ministerpräsidenten ab, der das außenpolitische Heft bis zu seinem Rücktritt als Reichskanzler fast drei Jahrzehnte später nicht mehr aus der Hand gab.

Das preußische Außenministerium, das sich in mehreren Stufen seit dem 17. Jahrhundert entwickelt und 1808 zum Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten unter einem einzelnen Minister geworden war, befand sich damals in einem in friderizianischer Zeit errichteten Adelspalais in der Berliner Wilhelmstraße, die ihren Namen dem preußischen König Friedrich Wilhelm I., dem Soldatenkönig, verdankt. Nach und nach wurden die herrschaftlichen Häuser dieser Straße, die mit ihren großzügigen Gärten in den Tiergarten übergingen, im Lauf des 19. Jahrhunderts von Ministerien bezogen. Die Wilhelmstraße wurde zur Regierungsstraße. 1819 erwarb der preußische Staat das Haus mit der Nummer 76, das zwischenzeitlich auch für einige Jahre russische Botschaft gewesen war, und machte es zum Dienstsitz des Außenministeriums sowie zugleich zur Wohnung des Außenministers. Auch Bismarck wohnte und residierte nach seiner Ernennung zum Ministerpräsidenten und Außenminister dort. Im ersten Stockwerk des Gebäudes lagen die Wohnung der Familie sowie einige Repräsentationsräume, während das Erdgeschoss in sehr beengten Verhältnissen das Büro des Staatssekretärs, die politische Abteilung des Ministeriums und seine Verwaltung beherbergte. Der Rest der Behörde befand sich an anderen Stellen der Wilhelmstraße. Auch der Ankauf des unmittelbar benachbarten Gebäudes mit der Hausnummer 75 und der Umzug Bismarcks in die Wilhelmstraße 77 im Jahr 1878 konnten die Raumnot des Ministeriums nicht beheben. Sie blieb bis 1945 ein Dauerproblem der stetig wachsenden Behörde, die darum auch nie alle Abteilungen unter einem Dach vereinen konnte.

Bis 1867 war das preußische Außenministerium unter der Führung Bismarcks zugleich der Dienstsitz des Ministerpräsidenten, eine Art Staatskanzlei. Das änderte sich mit der Gründung des Norddeutschen Bundes nach dem preußisch-österreichischen Krieg von 1866, als dem Ministerium, ganz im Einklang mit der politischen Dominanz Preußens und der Tatsache, dass der preußische König als «Bundespräsidium» den Bund völkerrechtlich vertrat, die Auswärtigen Angelegenheiten des Norddeutschen Bundes übertragen wurden. Ausgenommen davon blieben allerdings alle Zoll- und Handelsfragen, also der gesamte Bereich der Außenwirtschaftspolitik, sowie Konsularangelegenheiten. Diese fielen in die Zuständigkeit des neu geschaffenen Bundeskanzleramtes, an dessen Spitze der preußische Ministerpräsident – Bismarck – stand. In seiner Person blieben die Auswärtigen Angelegenheiten sowohl Preußens als auch des Norddeutschen Bundes vereint, institutionell jedoch waren sie getrennt, wenngleich drei preußische und ein sächsischer Diplomat in das Bundeskanzleramt geholt und dort mit den Handelsfragen betraut wurden. Die machtvollere Institution war freilich eindeutig das preußische Außenministerium, das für die, wie man es damals sah, eigentliche Außenpolitik zuständig blieb. Wirtschaftspolitik und Konsularwesen hingegen, der «Großen Politik» klar nachgeordnet, konnten dem Norddeutschen Bund und seiner Bundesverwaltung zugeordnet werden. Auch das vollzog sich nicht ohne Widerstände, die beispielsweise aus den norddeutschen Hansestädten mit ihrem traditionell engmaschigen Netzwerk überseeischer Konsularbeziehungen kamen und die sich gegen die Zentralisierung dieser Beziehungen wehrten. Dass Zentralisierung stets auch Borussifizierung bedeutete, war offenkundig. Selbst im Bereich der Außenwirtschaftspolitik sorgte Bismarck für den Primat Preußens, indem nämlich bei Handelsverträgen die Zuständigkeiten geteilt wurden: Das preußische Außenministerium war für den «politischen» Teil solcher Verträge zuständig, während das Bundeskanzleramt die im engeren Sinne ökonomischen Fragen behandelte. Dahinter stand nicht zuletzt Bismarcks Erfahrung der 1860er Jahre, dass Handelspolitik und insbesondere Handelsvertragspolitik eine politische Bedeutung besaßen, die über das rein Wirtschaftliche weit hinausging. Dennoch entstand – auf der Grundlage eines Gesetzes vom November 1867 – eine, wenngleich eingeschränkte, Auswärtige Bundesverwaltung, vor allem bezogen auf den konsularischen Dienst, die auch durch den Norddeutschen Bund finanziert wurde. Darüber hinaus brachte gerade das ausgedehnte Konsulatswesen der Hansestädte zunächst dem Norddeutschen Bund, später dem Deutschen Reich ein nicht nur europäisches, sondern weltweites Netz von Auslandsvertretungen. Dies wiederum war einerseits für den globalen Präsenzanspruch des Kaiserreichs auch in der Konkurrenz mit Großbritannien und Frankreich von Bedeutung, und trug andererseits zur Entstehung eines modernen, flächendeckend vertretenen Auswärtigen Dienstes bei.

Der diplomatische Dienst des Norddeutschen Bundes wurde aus dem preußischen Haushalt bezahlt. Das war nur konsequent, weil die preußischen Diplomaten auch die diplomatische Vertretung des Norddeutschen Bundes übernahmen. Preußische Botschafter oder Gesandte in ausländischen Hauptstädten waren nun gleichzeitig Botschafter oder Gesandte des Norddeutschen Bundes. Nicht alle Diplomaten fühlten sich wohl in dieser Rolle. Albrecht Graf Bernstorff, mittlerweile Botschafter in London, hielt Preußens Diplomaten für «eine Art von Amphibien», und nicht nur ihn beschäftigten mögliche Loyalitätskonflikte. Für viele Diplomaten war der Norddeutsche Bund nur ein Provisorium, dem sie keine lange Lebenszeit einräumten. Sie sollten damit zwar Recht behalten, dennoch wurde das preußische Außenministerium zum 1. Januar 1870 zu einer Bundesbehörde umgewandelt und nun auch finanziell vom Bund getragen. An der Dominanz Preußens änderte das freilich wenig.

Doch wie sollte die neue Zentralbehörde des Bundes heißen? Das war nicht nur eine Frage der Nomenklatur. Hatte man nicht eigentlich ein Ministerium geschaffen? Die Verfassung des Norddeutschen Bundes sah das nicht vor, aber der nationalliberal dominierte Norddeutsche Reichstag betrachtete die neue Behörde als Ministerium und beantragte sogleich, eine Reihe weiterer Bundesministerien zu schaffen, um die Nationalstaatsbildung voranzutreiben und sie mit politisch-administrativen Strukturen zu befestigen. Eigenständige, direkt aus der Bundesverfassung abgeleitete Ministerien widersprachen jedoch dem politischen Kurs Bismarcks, der den Primat Preußens gesichert und nicht durch Zentralinstitutionen des Bundes konterkariert sehen wollte. Und sie widersprachen auch den Vorstellungen des Bundeskanzlers im Hinblick auf seine eigene herausgehobene Stellung im Verfassungsgefüge des Norddeutschen Bundes – und später des Deutschen Reiches. Als im Etatentwurf des Norddeutschen Bundes für das Jahr 1870 die Bezeichnung «Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten des Norddeutschen Bundes» für die neue Behörde auftauchte, schlug Bismarck dem preußischen König vor, das zur Auswärtigen Zentralinstitution des Norddeutschen Bundes gewordene preußische Außenministerium künftig «Auswärtiges Amt des Norddeutschen Bundes» zu nennen. Dies sei nicht nur eine angemessen knappe Bezeichnung, sondern spiegele auch die Sachlage wider, dass «diese Behörde in der Tat nicht den Wirkungskreis eines verfassungsmäßigen Ministers darstellt». Die Auswärtigen Angelegenheiten gehörten in den Geschäftsbereich des Bundeskanzlers, das «Auswärtige Amt» müsse also im Bundeskanzleramt angesiedelt und dort von einem Beamten administrativ, nicht politisch vertreten werden.

Damit waren auch die Voraussetzungen geschaffen, die 1867 aus dem Geschäftsbereich des preußischen Außenministeriums an das Bundeskanzleramt übergegangenen konsularischen Aufgaben dem Auswärtigen Amt zuzuweisen und sie damit gleichsam rückzuübertragen. Lediglich die Handelspolitik ressortierte weiter im Bundeskanzleramt, nun aber Tür an Tür mit der Außenpolitik. Der leitende Beamte des Amtes sollte den Titel Staatssekretär erhalten, auch um ihn protokollarisch zum Ansprechpartner ausländischer Diplomaten zu machen und Bismarck selbst dadurch zu entlasten. Die Bezeichnung «Staatssekretär» sei, so argumentierte man in Berlin, in der Diplomatie bereits etabliert und bezog sich dabei vor allem auf das britische Beispiel, wo freilich der Secretary of State kein leitender Beamter war, sondern als Kabinettsminister ein Politiker. Doch genau dies suchte Bismarck zu verhindern: die Entstehung eines politischen Kabinetts auf Bundes- beziehungsweise später auf Reichsebene.

Auch die Übernahme der englischen Bezeichnung Foreign Office war eine rein sprachliche Übernahme. Das Londoner Foreign Office war ein eigenständiges Ministerium mit einem dem Parlament verantwortlichen Minister; das Auswärtige Amt war es nicht und sollte es nicht sein. Im Norddeutschen Bund und später im Kaiserreich sollte es nach Bismarcks Willen nur einen verantwortlichen Politiker geben: ihn selbst als Bundesund bald auch als Reichskanzler. Vor diesem Hintergrund dienten die Konstruktion und die Benennung des Auswärtigen Amts nicht nur der Organisation von Außenpolitik und Diplomatie im Prozess der deutschen Nationalstaatsbildung, sondern auch der Entwicklung jener semi-autoritären Verfassungsordnung zunächst des Norddeutschen Bundes und dann des preußisch-deutschen Kaiserreichs mit der zentralen Figur des Kanzlers und der Abhängigkeit des Kanzlers – und nur des Kanzlers – vom preußischen König beziehungsweise dem preußisch-deutschen Kaiser als bestimmenden Merkmalen. Das Dienstsiegel der neuen Behörde bildete seine Entstehung aus dem preußischen Außenministerium, ja eigentlich die Tatsache, dass es sich um dieses Ministerium handelte, ebenso ab wie die der preußischen Krone in der Norddeutschen Verfassung zugewiesene völkerrechtliche Vertretung des Bundes: Im Zentrum des Siegels befanden sich die preußischen Wappen und der Adler, außen herum lief die Umschrift «Auswärtiges Amt des Norddeutschen Bundes».

Die Verfassung des Norddeutschen Bundes nahm die Verfassung des Deutschen Reiches in den wesentlichen Punkten vorweg, und auch das Auswärtige Amt des Norddeutschen Bundes entsprach weitestgehend dem Auswärtigen Amt des Kaiserreichs. Ab Januar 1871, und zwar noch vor der Reichsgründung in Versailles, verwandte man nur noch die Bezeichnung «Auswärtiges Amt» ohne weiteren Zusatz, und ab dem 12. Mai 1871, wenige Tage nach Inkrafttreten der Reichsverfassung, nannte sich die Behörde «Auswärtiges Amt des Deutschen Reiches». Die deutschen Botschafter oder Gesandten im Ausland waren nunmehr «Kaiserlich Deutsche Botschafter» oder «Kaiserlich Deutsche Gesandte». Die Leitung der deutschen Außenpolitik lag freilich weiter in den Händen Bismarcks, der im April 1871 vom Bundeskanzler zum Reichskanzler geworden war.

So wie Bismarck den nicht-preußischen Staaten des Norddeutschen Bundes das Recht zugestanden hatte, weiterhin Gesandtschaften im Ausland zu unterhalten, so galt das 1871 auch für die Gesandtschaftsrechte der süddeutschen Staaten, die zwar in der Reichsverfassung nicht erwähnt waren, die Bismarck jedoch zu akzeptieren bereit war, weil sie ohnehin, wie er bereits 1867 im Norddeutschen Reichstag betont hatte, früher oder später als «reife Frucht» abfallen würden. Bismarck sollte Recht behalten mit dieser ebenso nüchternen wie klarsichtigen Einschätzung: Existierten 1871 noch 16 Gesandtschaften deutscher Einzelstaaten im Ausland, so waren es 1914, am Vorabend des Ersten Weltkriegs, nur noch acht.

Als wenig bedeutsam erwies sich in der Praxis auch ein Zugeständnis an Bayern, dem in den Versailler Beratungen über die Reichsgründung zugesagt wurde, dass seine Gesandten jeweils den diplomatischen Repräsentanten des Reiches vertreten würden, sollte dieser seinen Amtsgeschäften nicht nachgehen können. Ein einziges Mal ist es dazu gekommen. Das Deutsche Reich mag ein Fürstenbund gewesen sein, gerade außenpolitisch und diplomatisch jedoch war es von Anfang an ein von Preußen geführter nationaler Staat mit einer nationalen, aus Berlin bestimmten Außenpolitik. Und dass diese Außenpolitik Sache der Berliner Exekutive war und nicht etwa des Bundesrats mit seinen Ländervertretern, zeigt auch das Schicksal der dritten Konzession, die Bismarck im Bereich von Außenpolitik und Diplomatie den Ländern des Reiches zu machen bereit war. Im Bundesrat sollte nämlich aus Vertretern Bayerns, Württembergs, Sachsens und zweier weiterer, jährlich wechselnder Staaten unter bayerischem Vorsitz ein Ausschuss für Auswärtige Angelegenheiten gebildet werden. Das war ein Gremium ohne jede Entscheidungsmacht. Zusammengetreten ist dieser Ausschuss höchst selten: zweimal in der Ära Bismarck, kaum häufiger in den Jahren danach. Erst in der Zeit des Ersten Weltkriegs und im Zuge einer breiteren Parlamentarisierung von Außenpolitik gewann der Ausschuss eine gewisse Bedeutung.

Wer bestimmte über die Außenpolitik des Deutschen Reiches? Nach der Reichsverfassung von 1871 stand die auswärtige Gewalt dem Kaiser zu, der das Recht hatte, das Reich völkerrechtlich zu vertreten, im Namen des Reichs Krieg zu erklären und Frieden zu schließen, Bündnisse und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen sowie Gesandte zu beglaubigen und zu empfangen. Aber der Kaiser war deswegen nicht frei in seinen politischen Entscheidungen. Vielmehr war er auf Abstimmung und Konsens mit dem Reichskanzler angewiesen, dem auch in Auswärtigen Angelegenheiten das Gegenzeichnungsrecht zustand. Anders gewendet: Der Kaiser war ohne die Zustimmung des Kanzlers in der Außenpolitik nicht entscheidungs- und handlungsfähig, und dies bedeutete letztlich, dass der Kanzler den politischen Kurs bestimmen konnte, solange er dafür die Unterstützung, zumindest aber das Einverständnis des Kaisers gewann. Das schloss einen Dissens zwischen dem Kanzler und seinem Monarchen nicht aus, aber insbesondere Bismarck konnte sich in seiner Amtszeit in den entscheidenden Fragen immer wieder durchsetzen, auch wenn er dafür zuweilen mit seinem Rücktritt drohen musste. Aus dem verfassungsrechtlich und politisch begründeten bestimmenden Einfluss des Reichskanzlers auf die Außenpolitik – und Reichspolitik war ganz überwiegend Außenpolitik – ergab sich freilich das Erfordernis außenpolitischer Qualifikation und Erfahrung für diesen Posten. Nicht nur Bismarck verfügte über diese Voraussetzungen, auch seine Nachfolger im Kanzleramt hatten einen entsprechenden Hintergrund. Während Caprivi (1890–1894) immerhin Chef der deutschen Admiralität gewesen war, kamen Hohenlohe (1894–1900) und Bülow (1900–1909) sogar direkt aus dem Auswärtigen Amt. Bethmann Hollweg (1909–1917) war der erste Kanzler, der ohne außenpolitische Erfahrung – er war Verwaltungsbeamter, preußischer Innenminister und Reichsstaatssekretär des Innern gewesen – in das Amt gelangte. Umso wichtiger waren in diesen Jahren die Staatssekretäre im Auswärtigen Amt, die faktisch zu Außenministern wurden.

In der Ära Bismarck waren die Staatssekretäre dem Reichskanzler eindeutig untergeordnet. Ihre Aufgabe war primär die Leitung der Berliner Behörde. Daneben pflegten die Staatssekretäre die Beziehungen zu den in Berlin akkreditierten ausländischen Diplomaten und hielten Verbindung zu den Regierungen der deutschen Einzelstaaten, soweit es Auswärtige Angelegenheiten betraf. Bismarcks erster Staatssekretär war der preußische Diplomat Hermann v. Thile (1812–1889), der bereits seit 1862 Unterstaatssekretär im preußischen Außenministerium gewesen war. Thile wurde allerdings schon 1872 abgelöst. Ihm war es nie gelungen, das Vertrauen Bismarcks zu erwerben, der ihm nicht zuletzt seine mangelnde Durchsetzungsfähigkeit gegenüber den deutschen Spitzendiplomaten im Ausland vorwarf, auf deren klare Unterordnung der Reichskanzler besonderen Wert legte. Interimistisch und nicht als Staatssekretär leitete 1872/73 der Diplomat Hermann v. Balan (1812–1874) das Amt. Ihm folgten, nun wieder als Staatssekretär, von 1873 bis 1879 der mecklenburgische Bundesratsgesandte Bernhard Ernst v.Bülow (1815–1879), danach interimistisch 1880 der Diplomat und spätere Reichskanzler Chlodwig zu Hohenlohe-Schillingsfürst (1819–1901) sowie 1880/81 der preußische Diplomat Friedrich Wilhelm Graf Limburg-Stirum (1835–1912), beide ohne Ernennung zum Staatssekretär, und von 1881 bis 1885 Paul Graf Hatzfeldt (1831–1901), ein preußischer Diplomat mit großer Erfahrung, der nach seiner Zeit im Berliner Auswärtigen Amt das Reich bis zu seinem Tod als Botschafter in London vertrat. Hatzfeldts Nachfolger als Staatssekretär wurde 1886 Bismarcks ältester Sohn Herbert (1849–1904), der erst nach der Reichsgründung in den Auswärtigen Dienst eingetreten war. Herbert v. Bismarck trat im März 1890 kurz nach dem Rücktritt seines Vaters als Reichskanzler von seinem Amt als Staatssekretär zurück.

An der inneren Organisation des Amtes änderte die Reichsgründung nur wenig.
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